
Nichts wird gut in Afghanistan und anderswo, solange Krieg zu Frieden 

führen soll 
 

Das Zitat des Bundes'verteidigungs'ministers seiner Zeit Peter Struck, demzufolge 

Deutschlands Freiheit am Hindukusch verteidigt wird, erweist sich in der aktuellen Situation 

erneut als Propaganda-Narrativ zur Rechtfertigung der Gewalt mit einem Satz, der viele 

Menschen erreicht. Freiheit und Verteidigung, das sind Begriffe, die nicht unbedingt zutreffen 

müssen, aber Herzen gewinnen können.  

Am 16. November und am 22. Dezember 2001 beschloss der Bundestag auf Antrag der 

SPD/Grüne-Bundesregierung die Beteiligung am Afghanistan-Krieg unter dem Stichwort von 

Kanzler Schröder von der uneingeschränkten Solidarität mit den USA nach nine eleven und 

der Parole „Frieden nur durch militärische Hilfe“ (1). Einzig die PDS, die in der Linkspartei 

aufging, stimmte damals dagegen. 

Die Friedensbewegung warnte von Anfang an: Dieser Konflikt ist militärisch unlösbar; der 

Friedensforscher Johan Galtung brachte es kurz nach dem Bundestagsbeschluss für den 

Afghanistan-Krieg auf den Punkt: " Ich halte es ... für naiv, mit Gewalt Änderungen 

herbeiführen zu wollen. Der Terrorismus kann nur mit Dialog und dem Willen zur 

Versöhnung bekämpft werden. Die Amerikaner haben es verpasst, mit den Taliban zu 

verhandeln. Letztere waren sogar bereit, Osama Bin Laden an einen andern islamischen Staat 

auszuliefern. Die USA haben das ausgeschlagen, einen Krieg begonnen und damit noch mehr 

Hass auf sich gezogen. Der Westen muss von seiner gewalttätigen Politik abkehren." (2) 

Dieses Zitat ist eminent wichtig, denn gerade jetzt, da die Taliban Afghanistan nach dem 

Nato-Abzug oft ohne Gegenwehr immer weiter unter ihre Kontrolle bringen, werden wieder 

Stimmen laut, die Nato hätte nicht weichen sollen. Nur die Linke steht auch in der Frage 

konsequent an der Seite der Friedensbewegung. 

Wer jetzt noch unbeirrt die Nato-Interventionspolitikverteidigt, verhält sich so, als stoße man 

mit einem immer heftiger von Blutergüssen übersäten Kopf gegen die immer gleiche Wand. 

Fünf Jahre nach Johan Galtung erklärte der Bundessprecher des Friedensratschlages Peter 

Strutynski:  

"Sicher scheint aber doch zu sein, dass der militärische Weg zur Stabilisierung oder gar 

Befriedung des Landes gescheitert ist. In weiten Teilen des Landes herrschen dieselben 

Warlords wie vor dem Krieg, bestehen ähnlich prekäre (Über-)Lebensbedingungen der 

Bevölkerung, regiert die Gewalt über dem Recht. Wenn der NATO-Gipfel von Riga im 

November 2006 in seinem Abschlussdokument bekundete, dass die Regierung unter Hamid 

Karzai und das afghanische Volk danach strebten, 'eine stabile, demokratische und 

prosperierende Gesellschaft aufzubauen, die frei von Terrorismus, Drogen und Angst ist, ihre 

Sicherheit selbständig gewährleisten kann und im Frieden mit den Nachbarn lebt', so kann 

dies nur als das berühmte Pfeifen im Walde oder, noch schlimmer, als unverfrorene Lüge 

charakterisiert werden." (3) 

Die Bilanz eines Krieges mit inzwischen circa 200 000 Toten, darunter tausende Nato-Kräfte 

und Bedienstete westlicher Militärdienstleister, aber vor allem ziviler Opfer in der 

Bevölkerung Afghanistans und alleine für die USA 4 Billionen US-Dollar (=4000 Milliarden) 

plus weitere Milliarden auf Seiten weiterer Nato-Staaten, darunter Deutschland mit offiziell 

circa 13 Milliarden Euro ist erstens verheerend und zweitens das für die Militärs und ihre 

Unterstützer überraschende Eintreten des Vorhersehbaren (4). 

Die Traumatisierungs-Opfer auf allen Seiten kommen hinzu. Das Land ist zerstört, Minen 

verwandeln Großregionen in No-Go-Areale, ungezählte Flüchtlinge im Land und auf dem 

Weg in den Westen runden das Schreckensbild ab. Diese Tragödie korrespondiert mit den 

Resultaten weiterer Interventionskriege in der Region zwischen dem Balkan, Mittelafrika und 



dem Golf. Sogar die Münchner Sicherheitskonferenz spricht hier vom Zerfall der 

internationalen Ordnung (5). 

Jetzt zurück nach Afghanistan, wie es schon wieder gefordert wird, wäre ein erneutes 

Himmelfahrtskommando für die Nato und für die Menschen im Land (6). 

Die propagierten Fehleinschätzungen in der Kommunikation der Bundesregierung, der 

Bundeswehr und der weiteren westlichen militärischen Kräfte Pflastern den Weg ins Not, 

Leid und immer weitere Zerstörung auch  des Klimas, das unter den Verbrennungsabgasen 

von Krieg weltweit leidet. Die sich optimistisch gebende Bundesregierung wartete in der Zeit 

des von Deutschland mitgeführten Krieges in Afghanistan mit so genannten 

"Fortschrittsberichten" über die 'Stabilisierung' der Sicherheitslage und Hilfe der Entwicklung 

auf. Grüne begrüßten die zivil-militärische Kooperation als beispielhaft (7).  

Die verbliebene Konsequenz für die gesamte internationale Politik muss der Abschied von  

der Militarisierung der Weltpolitik sein. Es geht um den Ausbau der internationalen 

Friedensordnung über die Aufwertung der UNO, der Organisation für Frieden und 

Zusammenarbeit in Europa und der internationalen Kooperation zur Lösung der ökologischen, 

sozialen und ökonomischen Herausforderungen für die Menschheit im 21. Jahrhundert. Das 

wird nicht ohne Verhandlungen von Kriegs- und ökonomischen Gegnern gehen. Eine 

weltweite Kooperation hat der UN-Generalsekretär seiner Zeit U Thant 1969 als Bedingung 

für die Überwindung der Zukunftsgefährdungen benannt (8). Diese Kooperation muss im 

Kleinen anfangen, auch in regionalen Friedensverhandlungen. Dazu gibt es keine Alternative. 

In diesem Zusammenhang ist auch zur Rolle der Taliban Differenzierung zwingend. In der 

FAZ, die kein linkes Blatt ist, liest man dieser Tage:  

"Nicht alle fürchten die Rückkehr der Taliban -  

Jalaluddin Shinwari war stellvertretender Justizminister zur Zeit der Taliban-Herrschaft. Für 

die heutige Regierung im Kabuler Präsidentenpalast hat er nicht viel übrig – und mit dem 

Vormarsch der Islamisten verbindet er Hoffnung. Nein, ein Mitglied der Taliban sei er nicht 

mehr, sagt Jalaluddin Shinwari. Ein „aber“ schwebt über dem Satz. Und auch wenn man den 

freundlichen Herrn öfter trifft und sich lange mit ihm unterhält – es verschwindet nicht. 

Shinwari war stellvertretender Justizminister zur Zeit der Herrschaft der Taliban über 

Afghanistan von 1996 bis 2001. Heute lebt er in Kabul und ist in jüngster Zeit so etwas wie 

ein Taliban-Experte für afghanische und ausländische Medien geworden. Mit jedem Distrikt 

und mit jeder Stadt, die die Aufständischen übernehmen, wächst das Bedürfnis nach 

Einordnung. Haben sie Verhandlungsbereitschaft nur vorgetäuscht und von Anfang an 

geplant, das ganze Land aufs Neue mit Waffengewalt zu unterwerfen? Und würden sie dann 

so grausam regieren wie in den neunziger Jahren? Ist den Aussagen ihrer Vertreter, dem 

werde nicht so sein, etwas zu geben?" (9)  

Offensichtlich hat der widerstandsarme Vormarsch der Taliban etwas mit dieser Entwicklung 

zu tun. Wie sonst sollte man erklären, dass breite Teile der afghanischen Armee bereitwillig 

oder gar überzeugt so schnell die Seite wechseln und sich den Taliban bei deren Eintreffen 

vor Ort mitsamt ihrer militärischen Ausrüstung den neuen Herren anschließen. Hinzu kommt 

eine von den Nato-Kräften übersehene Loyalität vieler Armee-Angehöriger nicht gegenüber 

ihrer Zentralmacht in Kabul, sondern gegenüber "ihrer eigenen ethnischen Zugehörigkeit oder 

einem Warlord, für den sie in der Vergangenheit gekämpft haben. Zumindest sind weite Teile 

der afghanischen Sicherheitskräfte nicht bereit, für die Regierung in Kabul ihr Leben zu 

lassen...", so der Afghanistan-Experte Markus Kaim (10). 

Markus Kaim zu den Hintergründen des Nato-Scheiterns der Interventionspolitk, die über 

Afghanistan hinaus die gesamte sogenannte 'Sicherheitspolitik' der Nato als auf Irrtümern 

aufgebaut zurück lässt:  

https://www.faz.net/aktuell/politik/thema/taliban


" «Es gab über lange Jahre keinen Konsens darüber, was der Einsatz erreichen soll, welche 

Ziele man hat. Für die USA war es immer eine Terrorbekämpfungs-Mission, während etwa 

für Deutschland Stabilisierung und der Aufbau von staatlichen Institutionen im Zentrum 

standen. Die verschiedenen Prioritäten wirkten sich auch auf die Mittelverteilung aus - das 

war ungut.» Und... : «Ein solches Unterfangen hat nur Sinn, wenn man vor Ort mit einem 

Partner zusammenarbeitet, der sich der Umsetzung der gleichen Ziele verschrieben hat. Doch 

wir mussten feststellen, dass wir es in Afghanistan mit Regierungen zu tun hatten, die korrupt 

und vor dem Hintergrund der Wahlfälschungen im Land auch nicht unbedingt legitim waren.» 

Der Leistungsausweis dieser Regierungen sei weit hinter den Erwartungen zurückgeblieben. 

«Da waren keine Partner vor Ort, auf die der Westen setzen konnte», so Kaim weiter. «Das 

erkennen wir bei anderen Militärinterventionen auch anderswo, etwa in Mali.»  " (11) 

Gerade in Zeiten des Zerfalls und der ökologischen Katastrophe gibt es keine vernünftige 

Alternative zu einer Friedenspolitik, die den Einfluss der Militaristen und ihrer Helfershelfer 

zurückdrängt. Das ist die Aufgabe der friedensökologischen Kräfte in den Wochen bis zu 

Bundestagswahl und darüber weit hinaus. Die Friedensbewegung hat die Verantwortung, den 

Druck gegen die Nato-Interventionspolitik gerade auch im Wahlkampf in breiten Bündnissen 

alternativer Kräfte  zu steigern. Alle Kräfte für die Zukunft, auch z.B. die Seebrücke, haben 

daran Interesse. Insgesamt steht Afghanistan für das Scheitern der  Interventionspolitik der 

Nato. Afghanistan ist das Desaster der NATO und der USA nur vergleichbar mit Vietnam. Es 

ist das endgültige Ende des sogenannten 'war on  terror', der propagandistisch 'Antiterrorkrieg' 

genannten "Operation Enduring Freedom".  Dieses Himmelfahrtskommando hat Millionen 

Opfer gekostet und nicht nur weite Teile der Welt destabilisiert, sondern es hat die gesamte 

internationale Politik ins Chaos gestürzt. 

Eine völkerrechtswidrige, verbrecherische und menschenverachtende Politik ist gescheitert 

und wir müssen fordern, dass jetzt Schluss ist und Schlussfolgerungen grundsätzlicher Art zu 

ziehen sind. Auch für die Linke ist damit eine radikale Absage an die NATO endgültig 

unabdingbar. 

Es gibt nur eine Zukunft für die Menschheit, wenn sie friedlich wird. Kriege enden nicht im 

Frieden. 
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